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Wil lkommen zu unserer  dr i t ten Ausgabe des Öf fen t l i chen Sek tor  Newsle t ters  von Watson Far ley &

Wil l iams.

THEMA DES  MONATS

Umwel t -  und Nachhal t igkei t skr i ter ien im Vergaberecht

Die Relevanz der Themen Umweltschutz und Nachhal�gkeit in Gesellscha� und Wirtscha� kann angesichts derzei�ger

Entwicklungen kaum mehr bestri�en werden. Umso verständlicher erscheint es daher vor dem Hintergrund eines

Beschaffungsvolumens der öffentlichen Au�raggeber von rund EUR 360 Milliarden pro Jahr (etwa 13 Prozent des

Bru�oinlandsprodukts), dass sich der Gesetzgeber öffentlichen Au�raggebern zuwendet und bei der Beschaffung von Liefer-,

Dienst-, und Bauleistungen regulierend tä�g wird. Hierbei bietet sowohl das Vergaberecht als auch die Gesetzgebung gewich�ge

Anknüpfungspunkte, die eine nachhal�ge Beschaffung ermöglichen und die im Folgenden aufgezeigt werden sollen.

1. Anknüpfungspunkte im Vergaberecht

Innerhalb des Vergaberechts kann eine nachhal�ge, umwel�reundliche und gleichzei�g wirtscha�liche Beschaffung auf

verschiedenen Ebenen erreicht werden. Dazu gibt das „Rechtsgutachten umwel�reundliche öffentliche Beschaffung“ in

der aktualisierten Fassung vom Oktober 2020 einige zielführende Hinweise.

Schon im Vorfeld eines Vergabeverfahrens können Au�raggeber festlegen, auf welche Weise die Themen Umwelt und

Nachhal�gkeit abgebildet werden können. Vielfach wird dazu auch eine Markterkundung als Vorbereitungsmaßnahme

erforderlich werden, um sich einen Überblick über nachhal�ge und innova�ve Lösungen verschaffen zu können. Dabei

können Vorgaben sowohl in der Leistungsbeschreibung als auch im Rahmen der Eignungs- und Zuschlagskriterien

berücksich�gt werden. Schließlich lässt sich aber auch im Vertrag durch sog. Ausführungsbedingungen eindeu�g

definieren, wie die Leistungen unter Berücksich�gung von Umwelt- und Nachhal�gkeitsaspekten zu erbringen sind.

Regelmäßig liegt der Schwerpunkt auf den Wertungs- und Zuschlagskriterien, da diese eine nachhal�ge und

umwel�reundliche Beschaffung zu wirtscha�lichen Bedingungen ermöglichen.
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Während in der bisherigen Anwendungspraxis insbesondere der Preis im Sinne eines Anschaffungs- bzw. Betriebspreises

neben leistungsbezogenen als wesentliches Bewertungs- und Zuschlagskriterium herangezogen wurde, blieben die sog.

Lebenszykluskosten weitgehend außer Betracht was auch daran liegen mag, dass eine Verpflichtung zur Berücksich�gung

von Lebenszykluskosten lediglich für die Beschaffung von energieverbrauchsrelevanten Gegenständen in § 67 VgV

normiert ist, wonach von den Bietern energieverbrauchsrelevante Daten abzufragen sind. Als Lebenszykluskosten werden

alle relevanten Kosten bezeichnet, die ein Produkt während seines gesamten Produktlebenszyklus verursacht. Dies

schließt auch die „versteckten“ Kosten ein, etwa Verbrauchs- und Entsorgungskosten. Auf diese Weise kann zum Bespiel

durch einen Vergleich unterschiedlicher Varianten von Produkten festgestellt werden, ob und in welchen Umfang die

umwel�reundliche Variante im Vergleich zur konven�onellen Variante eines Produkts oder einer Leistung auch aus

ökonomischer Sicht insgesamt besser abschneidet. In die Berechnung von Lebenszykluskosten können dabei gemäß § 59

Abs. 2 VgV miteinfließen

• die Anschaffungskosten; dazu können die Liefer- und Installa�onskosten einschließlich Arbeits-, Material-, Verwaltungs-

und Testkosten gehören;

• die Nutzungskosten, insbesondere den Verbrauch von Energie und anderen Ressourcen. Je nach Art der Leistung kann

eine Differenzierung sinnvoll sein, z. B. bei elektronischen Geräten „im Regelbetrieb, in Volllast und in Stand-by“. Weitere

Kosten können anfallen für Raumbedarf, Betrieb, Hilfs- und Betriebsstoffe, Ausfallkosten sowie Nebenkosten, wie

Versicherungskosten, Lizenz- und Nutzungsgebühren;

• die Wartungskosten, wie z. B. Kosten für Instandhaltung und Reparatur (Arbeitszeit, Hilfsstoffe, Ersatzteile);

• Kosten am Ende der Nutzungsdauer, insbesondere die Abholungs-, Entsorgungs- oder Recyclingkosten, oder

• Kosten, die durch die externen Effekte der Umweltbelastung entstehen, die mit der Leistung während ihres

Lebenszyklus in Verbindung stehen, solange ihr Geldwert nach § 59 Abs. 3 VgV berechnet werden kann. Derar�ge Kosten

können Kosten der Emission von Treibhausgasen und anderen Schadstoffen sowie sons�ge Kosten für die Eindämmung

des Klimawandels umfassen.

Der Au�raggeber hat dabei eine Methode vorzugeben, wie die jeweiligen Kosten berechnet werden sollen, wobei er in

der Wahl dieser Methode grundsätzlich frei ist, da die Aufzählung in § 59 Abs. 2 VgV nicht abschließend ist. Denkbar wäre

daher beispielsweise, dass Energieverbrauchskosten durch Vorgabe eines prognos�zierten Anteils der verschiedenen

Betriebszustände der energieverbrauchsrelevanten Geräte und eines für die Zwecke der Wertung unterstellten

Referenzstrompreises zu ermi�eln sind. Aber auch im Bereich der Vergabe von Planungs- und Bauleistungen können

Lebenszykluskosten Berücksich�gung finden. So könnten dort etwa Kosten für erforderliche Behelfsbauten, Baustoffe

oder für den Betrieb ebenso erhoben werden wie für die anschließende Besei�gung oder anderwei�ge Nutzung des

Gebäudes.

Während also grundsätzlich auf erster Stufe lediglich der Preis für die Anschaffung zulässiges Bewertungskriterium sein

kann, erlaubt § 59 Abs. 2 VgV eine Betrachtung all jener Kosten, die von der Herstellung bis zur Verwertung des Produkts

anfallen können, und deren Einbeziehung in die Wertung. Was auf den ersten Blick wie reiner Selbstzweck zu Gunsten des

Umweltschutzes wirkt, ist bei naher Betrachtung vom Gebot der Wirtscha�lichkeit gedeckt. Denn häufig sind lediglich

oder mit erheblicher Gewichtung die Anschaffungskosten Bestandteil der Wertung – wie etwa im Bereich der IT-

Beschaffung. Gleichzei�g geraten dabei Wartungs- und Nutzungskosten, Kosten für Ersatzteile oder die Verwertung nach

Ablauf der Nutzungsdauer aus dem Blickfeld der öffentlichen Au�raggeber.
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Insgesamt gilt, dass Au�raggeber einen großen Spielraum bei der Festlegung von Bewertungs- und Zuschlagskriterien wie

auch bei der Gestaltung von Wertungsmatrizen haben.

2. Anknüpfungspunkte in  der  Gese tzgebung

a) Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz

Mit Zus�mmung des Bundestages zum Entwurf des Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz (SaubFahrzeugBeschG) vom

5. Mai 2021, setzte der Gesetzgeber die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2019/1161 des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 20. Juni 2019 zur Änderung der Richtlinie 2009/33/EG über die Förderung sauberer und energieeffizienter

Straßenfahrzeuge (sog. „Clean Vehicles Direc�ve“ – CVD) um. Danach gilt, dass für bes�mmte Nutzfahrzeuge (, die nach

dem 2. August 2021 bescha� werden sollen (maßgeblich ist der Tag der Bekanntmachung bzw. die Aufforderung zur

Abgabe eines Angebots), die nachfolgenden Emissionswerte eingehalten werden müssen:

Fahrzeugklassen 2. August 2021 bis 

31. Dezember 2025

1. Januar 2026 bis 

31. Dezember 2030

gCO2/km Lu�schadstoffemissionen im prak�schen

Fahrbetrieb¹ als Prozentsatz der

Emissionsgrenzwerte²

gCO2/km Lu�schadstoffemissionen im

prak�schen Fahrbetrieb¹ als

Prozentsatz der

Emissionsgrenzwerte²

M1 (PKW 

< 3,5 t)

50 80 % 0 k. A.

M2 (LKW 

> 3,5 t

50 80 % 0 k. A.

N1 (Busse 

> 5 t)

50 80 % 0 k. A.

¹ Angegebene maximale Emissionswerte für die Anzahl ultrafeiner Par�kel (PN) in #/km und S�ckoxide (NOx) in mg/km im

prak�schen Fahrbetrieb (RDE), wie in Nummer 48.2 der Übereins�mmungsbescheinigung angegeben, gemäß Anhang IX der

Richtlinie 2007/46 EG sowohl für vollständige als auch für innerstäd�sche RDEFahrten.

² Die geltenden Emissionsgrenzwerte gemäß Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 in der jeweils geltenden Fassung.
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Zudem werden durch das SaubFahrzeugBeschG feste Beschaffungsquoten eingeführt. So müssen 38,5 Prozent aller in den

o. g. Zeiträumen bescha�en PKW diesen Anforderungen entsprechen. Mindestens 45 Prozent aller ab dem 2. August

2021 neu anzuschaffender Linienbusse müssen dann „saubere“ Fahrzeuge im Sinne der CVD bzw. des

SaubFahrzeugBeschG sein, für Lkw gilt eine Quote von 10 Prozent. Für Busse gilt zusätzlich: Jeweils die Häl�e davon muss

wiederum komple� emissionsfreie Antriebe haben. Ab Jahresbeginn 2026 gelten 65 Prozent für Busse und 15 Prozent für

Lkw.

Da das Gesetz gleichermaßen für Verträge über Kauf, Leasing oder Anmietung von Straßenfahrzeugen sowie öffentliche

Dienstleistungsau�räge (bspw. ÖPNV-Busse) sowie Dienstleistungsau�räge über Verkehrsdienste (bspw. Paket- und

Postdienste) gilt, werden öffentliche Au�raggeber im Rahmen des Mobilitätswandels vor erhebliche Herausforderungen

gestellt. Jedoch bietet auch hier das Vergaberecht wie auch das sich daran anschließende Vertragsrecht – etwa durch sog.

Innovierungsklauseln – umfassende Gestaltungsmöglichkeiten, um dieser Herausforderung zu begegnen.

b) Lieferke�engesetz

Eine weitere Neuerung im Bereich der nachhal�gen Beschaffung stellt der am 11. Juni 2021 vom Bundestag

verabschiedete „Entwurf eines Gesetzes über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferke�en“, das sogenannte

Lieferke�engesetz dar. Mit dem Gesetz sollen deutsche Unternehmen verpflichtet werden, ihrer globalen Verantwortung

für die Achtung von Menschenrechten und Umweltstandards besser nachzukommen. Das Gesetz tri� weitestgehend am

1. Januar 2023 in Kra�.

Mit Blick auf das Vergaberecht bestehen verschiedene Anknüpfungspunkte, bei denen das

Lieferke�ensorgfaltspflichtengesetz relevant wird.

Konkret wird in § 22 LkSG geregelt, dass Unternehmen bis zur nachgewiesenen Selbstreinigung nach § 125 GWB von der

Teilnahme an öffentlichen Vergabeverfahren ausgeschlossen werden sollen, wenn diese aufgrund eines rechtskrä�ig

festgelegten Verstoßes nach der einschlägigen Bußgeldvorschri� i.S.d. § 24 Abs. 1 LkSG mit einer Geldbuße nach § 24 Abs.

2 LkSG belegt worden. Ein Ausschluss setzt dabei regelmäßig eine Geldbuße von wenigstens 175.000 EUR voraus. Der

Ausschluss darf nur innerhalb eines Zeitraums von bis zu drei Jahren erfolgen. Im Rahmen der fakulta�ven

Ausschlussgründe wird § 124 Abs. 2 GWB entsprechend um den Verweis auf § 22 LKSG ergänzt.

Darüber hinaus könnte die Einhaltung der Voraussetzungen des Lieferke�engesetzes als Mindestanforderung an die

Eignung festgelegt werden. Nach § 124 Abs. 1 Nr. 1 GWB kann der öffentliche Au�raggeber Teilnehmer vom

Vergabeverfahren ausschließen, wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Au�räge nachweislich gegen

geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat. Dabei ist ein Verstoß „nachweislich“ nicht

nur bei einer rechtskrä�igen Verurteilung, sondern auch bereits bei gesicherten Erkenntnissen. Damit wird ein Ausschluss

grundsätzlich auch über den Anwendungsbereich des § 22 LkSG hinaus eröffnet.
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Weiter kann die Einhaltung der Vorgaben des Gesetzes als Ausführungsbedingung nach § 128 Abs. 2 GWB festgelegt

werden. Bei der konkreten Ausführung des öffentlichen Au�rags müssten dann die entsprechenden Vorgaben des

Lieferke�ensorgfaltspflichtengesetzes beachtet werden. Eine solche Bedingung muss dabei jedoch im Zusammenhang mit

dem Au�ragsgegenstand stehen, § 127 Abs. 3 GWB.

AKTUELLE  ENTWICKLUNGEN

Fre is taat  Bayern – Neue Rich t l in ie  zur  Rückforderung von Zuwendungen bei  schweren

Vergabevers tößen

Mit der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen und für Heimat vom 25. Februar 2021 wurde die

neue Richtlinie zur Rückforderung von Zuwendungen bei schweren Vergabeverstößen (Rückforderungsrichtlinie – RZVR)

veröffentlicht. Die Bekanntmachung ist mit Wirkung vom 1. März 2021 in Kra� getreten.

Die Richtlinie verweist in Ziffer 1. auf die Beachtung der Vergabevorschri�en als Auflage für die Zuwendungsempfänger über die

jeweiligen Allgemeinen Nebenbes�mmungen. In Ziffer 2. findet sich das bei Vergabeverstößen einschlägige Verfahren. Grundsatz

ist, dass die Bewilligungsbehörde bei Verstößen gegen vergaberechtliche Bes�mmungen gemäß Art. 49 Abs. 2a Satz 1 Nr. 2 des

Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes den Zuwendungsbescheid ganz oder teilweise widerrufen und die Zuwendung

insoweit zurückfordern kann. Eine Aufzählung der schweren Vergabeverstöße ist in Ziffer 3. enthalten. Dabei handelt es sich z.B.

um die Durchführung von Direktau�rägen, Freihändigen Vergaben oder Verhandlungsvergaben ohne die dafür notwendigen

vergaberechtlichen Voraussetzungen oder das Übergehen oder Ausscheiden des wirtscha�lichsten Angebots durch grob

vergaberechtswidrige Wertung.

Im Rahmen des Abrufs von Fördermi�eln beim Zuwendungsgeber und nach Abschluss der geförderten Maßnahme haben

Zuwendungsempfänger stets die Dokumenta�on der durchgeführten Vergabeverfahren vorzulegen (vgl. ganz aktuell Ziffer 5.1.

i.V.m. Ziffer 7.6.1 der Richtlinie zur Förderung von Vorhaben zur Digitalisierung der Prozesses und Strukturen im Verlauf eines

Krankenhausaufenthaltes von Pa�en�nnen und Pa�enten nach § 21 Absatz 2 KHSFV in der Version vom 1. Dezember 2020, die

den Zuwendungsempfänger zur durchgehenden Berücksich�gung der Vorgaben des na�onalen und europäischen Vergaberechts

verpflichtet). Ergeben sich aus diesen Dokumenten Uns�mmigkeiten, führt dies regelmäßig zu weitergehenden Ermi�lungen des

Zuwendungsgebers und ggf. zur Rückforderung der Zuwendung. Die neue Rückforderungsrichtlinie gibt eine klare

Vorgehensweise für den Fall von Vergabeverstößen vor.

Watson Farley & Williams LLP Registered office: 15 Appold Street, London, EC2A 2HB, UK   |   T: +44 20 7814 8000   |   F: +44 20 7814 8141/2 5



Inkraf t t re ten des Wet tbewerbsregis ters

Der We�bewerbsregister verpflichtet öffentliche Au�raggeber, vor der Erteilung des Zuschlags beim Bundeskartellamt, aktuelle

Eintragungen des für den Zuschlag vorgesehenen Unternehmens abzufragen. Dies betri� – wie bereits in unserem vergangenen

Newsle�er ausgeführt – Au�räge mit einem geschätzten Au�ragswert von über EUR 30.000,00 (bru�o).

Das We�bewerbsregister stellt öffentlichen Au�raggebern, Sektorenau�raggebern und Konzessionsgebern für Vergabeverfahren

Informa�onen zur Verfügung, die es den Au�raggebern ermöglichen, zu prüfen, ob ein Unternehmen wegen begangener

Wirtscha�sdelikte vom Vergabeverfahren auszuschließen ist oder ausgeschlossen werden kann. Au�raggeber, die bislang

weitgehend auf die Angaben der Unternehmen selbst angewiesen sind, können kün�ig durch eine Abfrage beim

We�bewerbsregister objek�v das Vorliegen von Ausschlussgründen prüfen. Das We�bewerbsregister trägt damit zur

Bekämpfung von Wirtscha�skriminalität bei und stärkt die Compliance bei Unternehmen.

Mit Mi�eilung vom 25. März 2021 meldete das Bundeskartellamt den Betrieb des We�bewerbsregisters aufzunehmen.

Mi�eilende Behörden und öffentliche Au�raggeber können sich jederzeit registrieren. Für die Registrierung und

Nutzerverwaltung der mi�eilenden Behörden und Au�raggeber verwendet das Bundeskartellamt das im Bereich der Jus�z

etablierte Iden�tätsmanagementsystem SAFE (Secure Access to Federated e-Jus�ce/ e-Government) sowie zur Übermi�lung der

Registrierungsanträge das elektronische Behördenpos�ach (beBPO). Dabei können sich solche Behörden, die nach dem WRegG

mi�eilungspflich�g sind bzw. öffentliche Au�raggeber, Sektorenau�raggeber und Konzessionsgeber, die nach dem WRegG

abfrageverpflichtet bzw. -berech�gt sind, registrieren.

AKTUELLE  RECHTSPRECHUNG

Angabe von Höchs tmengen in Rahmenvere inbarungen (EuGH, Ur te i l  vom 17.06.2021 – C-23/20)

Watson Farley & Williams LLP Registered office: 15 Appold Street, London, EC2A 2HB, UK   |   T: +44 20 7814 8000   |   F: +44 20 7814 8141/2 6



In der Au�ragsbekanntmachung im Amtsbla� der Europäischen Union sind sowohl eine Schätzmenge und/oder ein Schätzwert

als auch eine Höchstmenge und/oder ein Höchstwert der aufgrund der Rahmenvereinbarung zu liefernden Waren anzugeben.

Dies ist für einen Bieter von erheblicher Bedeutung, da er auf der Grundlage dieser Schätzung seine Leistungsfähigkeit zur

Erfüllung der Verpflichtungen beurteilen kann. Wird die angegebene Menge oder der Wert erreicht, verliert die

Rahmenvereinbarung ihre Wirkung.

Dokumenta t ion von Wer tungsvorgängen (OLG München,  Besch luss  vom 26.02.2021 – Verg 14/20)

Zwar ist dem Au�raggeber bei der Prüfung und Bewertung der Angebote ein Beurteilungsspielraum eingeräumt. Dennoch ist er

verpflichtet, die Gründe für die Auswahlentscheidung und den Zuschlag zu dokumen�eren. Bedient sich der Au�raggeber eines

aus Preis und qualita�ven Aspekten zusammengesetzten Kriterienkatalogs, bei dem die Angebote hinsichtlich der

Qualitätskriterien mi�els eines Benotungssystems bewertet werden und die Bewertungsmethode des Preises nur enge

Kompensa�onsmöglichkeiten für qualita�ve Abzüge erwarten lässt, muss der Au�raggeber seine für die Zuschlagserteilung

maßgeblichen Erwägungen in allen Schri�en so genau dokumen�eren, dass nachvollziehbar ist, welche konkreten qualita�ven

Eigenscha�en der Angebote mit welchem Gewicht in die Benotung eingegangen sind.

Abweichung von Le is tungsvorgaben (VK Bund,  Besch luss  vom 23.04.2021 – VK 2-29/21)

Gibt der Au�raggeber in den Vergabeunterlagen eine zwingende Reihen-folge des Einbaus vor und enthält der Bauzeitenplan

eines Bieters eine Baubeschreibung, die eine andere als die vorgegebene Reihenfolge enthält, weicht sein Angebot von den

Vorgaben der Vergabeunterlagen ab. Aufgrund der Änderung der Vergabeunterlagen bietet der Au�ragnehmer nicht das an, was

der Au�raggeber vorgegeben hat. Sein Angebot ist daher auszuschließen.

Schadenersatz bei  rechtswidr igem Aussch luss  vom Ver fahren (BGH, Ur te i l  vom 08.12.2020 – X I I I

ZR 19/19)

Sofern der öffentliche Au�raggeber ein Vergabeverfahren rechtswidrig au�ebt, steht dem Bieter, auf dessen Angebot bei

Vergabe des Au�rags der Zuschlag zu erteilen gewesen wäre, ein Schadensersatzanspruch zu. Der Anspruch ist auf den Ersatz

des Schadens gerichtet, der dem Bieter durch die mangelnde Beachtung der für das Verfahren und seine mögliche Au�ebung

maßgeblichen Vorschri�en entstanden ist.

Dieser zu ersetzende Schaden besteht grundsätzlich in den Aufwendungen, die der Bieter zur Wahrnehmung seiner Chance auf

einen Zuschlag vorgenommen hat und hierzu für erforderlich halten dur�e. Personalkosten für die Angebotserstellung sind dabei

auch ohne konkreten Nachweis des Bieters, dass er ohne diesen Aufwand durch deren Tä�gkeit anderwei�g Ein-nahmen

erwirtscha�et hä�e, ersatzfähig.

Ein Anspruch auf Ersatz entgangenen Gewinns kommt grundsätzlich nur dann in Betracht, wenn das Vergabeverfahren mit

einem Zuschlag abgeschlossen wird, der Zuschlag jedoch nicht demjenigen Bieter erteilt wird, auf dessen Angebot bei Beachtung

der maßgeblichen vergaberechtlichen Vorschri�en allein ein Zuschlag hä�e erteilt werden dürfen.

Auf t ragswer tschätzung bei  Bau-  und P lanungs le is tungen (OLG Schleswig,  Besch luss  vom

07.01.2021 – 54 Verg 6/20)
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Bei der Schätzung des Au�ragswerts ist von dem voraussichtlichen Gesamtwert der vorgesehenen Leistung ohne Umsatzsteuer

auszugehen. Der Au�ragswert ist anhand einer funk�onalen Betrachtungsweise zu ermi�eln. Bevor eine Au�eilung in

verschiedene Au�räge erfolgen darf, sind organisatorische, inhaltliche, wirtscha�liche und technische Zusammenhänge zu

berücksich�gen. Ein einheitlicher Au�rag ist insbesondere dann anzunehmen, wenn der eine Teil ohne den anderen keine

sinnvolle Funk�on zu erfüllen vermag. Besteht zwischen zwei Bauvorhaben kein so enger Zusammenhang, dass der eine

Komplex nicht ohne den anderen genutzt werden kann, führt die damit mögliche getrennte funk�onale Nutzung zu der

Annahme verschiedener Vorhaben. Die Au�ragswertschätzung muss dokumen�ert werden, und zwar umso genauer, je mehr

sich der Au�ragswert dem Schwellenwert nähert.

VERANSTALTUNGEN

Veranstaltungen Datum

Klinikimmobile: Umsetzung von Innova�ons- und Technologiepartnerscha�en – Lösungsansätze zur

Modernisierung medizinischer Infrastrukturen

24.06.2021

Alcatel: DigitalPakt Schule – bisherige Erfahrungen in der Beschaffung und aktuelle Praxisfragen 01.07.2021

Alcatel: IT-Sicherheit – welche Neuerungen sind zu erwarten 15.07.2021

K E Y  C O N TA C T S

DR FEL IX  S IEBLER LL .M.
PARTNER GERMANY

T: +49 89 237 086 155

fsiebler@wfw.com
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Affiliated En��es. A list of members of Watson Farley & Williams LLP and their professional qualifica�ons is open to inspec�on on request.

Watson Farley & Williams LLP is a limited liability partnership registered in England and Wales with registered number OC312252. It is authorised and regulated by
the Solicitors Regula�on Authority and its members are solicitors or registered foreign lawyers.
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The informa�on provided in this publica�on (the “Informa�on”) is for general and illustra�ve purposes only and it is not intended to provide advice whether that
advice is financial, legal, accoun�ng, tax or any other type of advice, and should not be relied upon in that regard. While every reasonable effort is made to ensure
that the Informa�on provided is accurate at the �me of publica�on, no representa�on or warranty, express or implied, is made as to the accuracy, �meliness,
completeness, validity or currency of the Informa�on and WFW assume no responsibility to you or any third party for the consequences of any errors or omissions.
To the maximum extent permi�ed by law, WFW shall not be liable for indirect or consequen�al loss or damage, including without limita�on any loss or damage
whatsoever arising from any use of this publica�on or the Informa�on.

This publica�on cons�tutes a�orney adver�sing.
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